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„Project des Corporis iuris Fridericiani“, ein in den Jahren 
1749 bis 1751 erarbeiteter Entwurf zur Kodifikation des Zivil­
rechts, als dürftiges Ergebnis bezeichnet werden. Nur die 
Form, der Versuch einer Kodifikation, nicht aber der Inhalt 
entsprach den Zielvorstellungen der Aufklärer. Allerdings 
waren die Coccejischen Reformen in erster Linie zur Verbes­
serung des gesamten Justizwesens gedacht, und auf diesem 
Gebiete hat der Justizminister ohne Zweifel Hervorragendes 
geleistet. Für eine Reform der Gesetze aber fehlte ihm wie 
seinen Mitarbeitern die Erfahrung. Zu sehr war man noch an 
die geläufigen Bestimmungen der justinianischen Gesetze und 
an die Auffassungen der berühmten Juristen gewöhnt, um 
sich an eine grundlegende Änderung der Rechtsvorschriften 
heranzuwagen. So blieb auch dieser Plan unvollendet, und der 
Siebenjährige Krieg (1756—1763) lenkte die Interessen zu­
nächst in eine andere Richtung.

Erst ein Vierteljahrhundert später stand die Erneuerung 
der Gesetze wieder auf der Tagesordnung. Der Skandal um 
den Prozeß des Müllers Arnold (1779/80)10 11 führte ihre Not­
wendigkeit erneut vor Augen: Wegen vermeintlicher Rechts­
beugung hatte König Friedrich II. drei der am Prozeß betei­
ligten Richter verhaften und auf die Festung Spandau bringen 
lassen. Dem für die Richter eintretenden Justizminister von 
Fürst und Kupferberg (1717—1790) gab er mit den Worten 
„Marsch, Seine Stelle ist schon vergeben!" den Abschied.11 
Damit verstieß Friedrich II. gröblich gegen seine eigenen Prin­
zipien, denn in seinem „Politischen Testament“ (1752) hatte 
er auch zur Rechtspflege Stellung genommen und u. a. ge­
schrieben: „Ich habe mich entschlossen, niemals störend in 
den Verlauf eines gerichtlichen Verfahrens einzugreifen: in 
den Gerichtshöfen müssen die Gesetze sprechen, und der Sou­
verän muß schweigen; zu gleicher Zeit aber hat midi dieses 
Schweigen keineswegs gehindert, die Augen offenzuhalten 
und das Verhalten der Richter zu überwachen. “12

Der Nachfolger im Amt des Justizministers, Johann Hein­
rich Casimir von Carmer (1721—1801), wurde durch Kabinetts­
order vom 14. April 1780 mit der Durchführung der Justizre­
form und zugleich mit der Gesetzeserneuerung beauftragt, 
wofür auch noch eine Gesetz-Kommission eingesetzt wurde. 
Sie sollte auf der Grundlage des königlichen Patents vom 
29. Mai 1781 ihre Arbeit aufnehmen. Für die weitere Entwick­
lung spielte eine ganz wesentliche Rolle, daß der neue Ju­
stizminister den beim Aufbau der schlesischen Verwaltung 
und Gesetzgebung bewährten Carl Gottlieb Svarez (1746 bis 
1798)13, der 1791/92 als Rechtslehrer des Kronprinzen, des spä­
teren Königs Friedrich Wilhelm III., tätig war, zur Mitarbeit 
an der Reform des preußischen Rechts herangezogen hatte.

Svarez hatte sich gründlich mit den Lehren des Naturrechts 
und den Ideen der Aufklärung vertraut gemacht. Er bemühte 
sich, die neuen Erkenntnisse in die Praxis umzusetzen, was 
sich positiv auf die Arbeit an der geplanten Gesetzesreform 
auswirkte. Als erste Ergebnisse wurden das Corpus iuris 
Fridericianum von 1781, ein Entwurf zu einer Zivilprozeßord­
nung, vorgelegt, die 1795 als Allgemeine Gerichtsordnung in 
Kraft trat, ferner das Ehe-Edikt von 1782, die Depositalord- 
nung von 1783 und die Hypothekenordnung von 1785. Daneben 
liefen auch die Vorarbeiten zu einem Allgemeinen Gesetzbuch 
für die preußischen Staaten, das große Teile des materiellen 
Rechts umfassen sollte. Teile des Entwurfs wurden zwischen 
1784 und 1788 interessierten Kreisen und den Ständen zur Be­
urteilung vorgelegt. Auch Friedrich II. nahm kurz vor seinem 
Tode von einem Teilentwurf Kenntnis und schrieb an den 
Rand der Vorlage Carmers: „es ist aber Sehr Dikke und ge- 
setze müßen kurtz und nicht weitläuftig seindt“.14

Mit diesem Problem beschäftigte sich Svarez intensiv, wie 
überhaupt Gleichgesinnte einen Gedankenaustausch über die 
Kodifikation führten. Sie schlossen sich 1783 in der berühmten 
„Mittwochsgesellschaft“ zusammen, in der so geistvolle Per­
sönlichkeiten wie Moses Mendelssohn und Friedrich Nicolai 
ihre Gedanken vortrugen, die zum Teil in der „Berlinischen 
Monatsschrift“ (1783—1796) publiziert wurden. In dieser Ge­
sellschaft hielt auch Svarez Vorträge. Dem ersten am 
11. Juni 1788 gab er den Titel „Inwiefern können und müssen 
Gesetze kurz sein?“ Damit knüpfte er an die Randbemerkung 
Friedrich II. an und legte dar, daß Gesetze nicht zu umfang­
reich sein dürften, daß andererseits aber zu kurze Gesetze in­

sofern gefährlich wären, als sie den Richter durch den Ausle­
gungsspielraum zum Gesetzgeber machen könnten. Er gab da­
her zu bedenken, ob es nicht besser wäre, eine umfassende 
Kodifikation für die Gerichte, überhaupt für die juristische 
Praxis zu verfassen und daneben einen kurzen Volkskodex, 
wie er es nannte, zu schaffen, in dem die Rechtsprobleme des 
täglichen Lebens behandelt werden, der aber auch Hinweise 
enthalten sollte, wo die schwierigen Fragen geregelt sind.15

Diese zweifellos interessante Überlegung von Svarez ist 
aber zunächst unausgeführt geblieben. Vermutlich hat die 
Angst vor dem zu großen Spielraum, der dem Richter in kur­
zen Gesetzen zur Verfügung steht, den Umfang des geplanten 
Gesetzes nicht verringert. Auch die aus allen Teilen Europas 
einlaufenden Stellungnahmen zum Gesetzentwurf scheinen 
den Umfang nicht bemängelt zu haben. Svarez faßte sie 
1790/1791 in der Revisio monitorum zusammen und arbeitete 
sie in das Allgemeine Gesetzbuch für die Preußischen Staaten 
ein, das durch Patent vom 20. März 1791 publiziert wurde und 
am 1. Juni 1792 in Kraft treten sollte. Doch kurz zuvor er­
folgte durch Kabinettsorder des Königs vom 18. April 1792 die 
Suspendierung der Kodifikation.16

Die revolutionären Vorgänge in Frankreich hatten die 
reaktionären preußischen Stände im Bündnis mit antiaufklä­
rerischen Gegnern der Gesetzesreform zum Anlaß genommen, 
das Inkrafttreten der Kodifikation zu hintertreiben. Sie nutz­
ten einige unklare Formulierungen, um den König von der 
„Gefährlichkeit“ dieses Gesetzeswerkes zu überzeugen, des­
sen Schicksal damit besiegelt schien. Doch wieder waren es 
außenpolitische Ereignisse, die der Entwicklung eine andere 
Richtung gaben: Die zweite Teilung Polens durch Rußland 
und Preußen am 23. Januar 1793 führte in den annektierten 
Gebieten zur Einführung einer neuen Rechtsordnung, und so 
griff man in Preußen wieder auf die schon vorliegende Kodi­
fikation zurück. Nach Beseitigung der „anstößigen“ Artikel, 
nach Änderung der republikanisch anmutenden Bezeichnung 
„Gesetzbuch“ und nach einer Schlußredaktion durch Svarez 
trat die Kodifikation am 1. Juli 1794 als Allgemeines Land­
recht für die Preußischen Staaten (ALR) in Kraft.

Ein Jahr zuvor war Svarez auf seinen Gedanken eines 
Volkskodex zurückgekommen. Mit seinem Mitarbeiter Chri­
stoph Goßler veröffentlichte er eine Schrift zur Belehrung 
der Bürger über das neue Gesetzbuch17, die aber nicht so 
volkstümlich wurde, wie sich die Verfasser erhofft hatten.

Das Allgemeine Preußische Landrecht und seine Schöpfer

Das ALR, als Gesetzbuch für die gesamte Monarchie konzi­
piert, trug wesentlich zur Rechtseinheit in Brandenburg- 
Preußen bei. Es beseitigte das rezipierte römische Recht, das
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